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Klimawandel und Gesellschaftsveränderung

System change not climate change!
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	Im warmen Polar
	

Den politischen Gemtszustand unserer Welt beschreibt nichts besser als der alte Kalauer: ko? Logisch. Niemand schmunzelt mehr drber, aber alle nehmen den Schenkelklopfer fr sich in Anspruch. Dass alles irgendwie auch ko sein msse, also die Sache mit der Umwelt halt ein Problem sei, ist  logisch  Allgemeinplatz geworden. Trotzdem stellen sich tausend Fragen, und zwar sowohl bei denen da unten wie auch jenen da oben.Antworten versuchen Hermann Scheer, Nicole Maisch, Ulrich Beck, Eva Bulling-Schrter, Mona Bricke, Mario Candeias, Brbel Hhn und Ilka Schrder.




Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

eurer Redaktion

den politischen Gemütszustand unserer Welt beschreibt nichts besser als der alte Kalauer: „Öko? Logisch.“ Niemand schmunzelt mehr drüber, aber alle nehmen den Schenkelklopfer für sich in Anspruch: Unternehmen, Parteien, Verbände, Besucher von Altherrenkneipen ebenso wie radelnde Wursthaarige aus der Alternativkaschemme. Dass alles irgendwie auch „öko“ sein müsse, also die Sache mit der Umwelt halt ein Problem sei, ist – logisch – Allgemeinplatz geworden.
Trotzdem stellen sich tausend Fragen, und zwar sowohl bei denen „da unten“ wie auch jenen „da oben“. Der Klimagipfel in Kopenhagen ließ fragende Gesichter zurück – diesseits und jenseits der Polizeiabsperrungen, diesseits und jenseits der Parlamente, diesseits und jenseits der westlichen Industriewelt. Öko ist logisch, aber eben – diesseits wie jenseits – vor allem phraseo-logisch.
Beispiel gefällig? Die Umweltschutzorganisation Greenpeace befragte jüngst Volkmar Schöneburg, frisch gewählter linker Justizminister in Brandenburg, was er eigentlich zur Rettung des Weltklimas tun wolle. Antwort: Am Wochenende auf das Autofahren verzichten. Greenpeace rechnete nach. In vier Jahren Amtszeit bringt das ca. zehn eingesparte Tonnen CO2. Doch die Frage bleibt, wie das mit dem durch koalitionären Segen weiterlaufender CO2-Schleudern aus dem Hause Vattenfall im brandenburgischen Jänschwalde, verbunden mit der Kohlendioxidverpressung in „Schwarze Pumpe“, im Verhältnis steht. Jährlicher CO2-Ausstoß immerhin: 25 Millionen Tonnen. Glücklicherweise verkniff sich Schöneburg Matthias Platzecks ministerpräsidial geäußerten Unsinn, als logischen Ökobeitrag zum Kaltduschen aufzurufen. Die prager-frühling-Redaktion wünscht jedenfalls dem Brandenburger Ober-Sozi Platzeck die kommenden 2,5 Millionen Jahre lang durchgängig erfrischenden Wasserspaß.
Deshalb wollten wir es genauer wissen: Klimawandel, Konsum, Kommunismus? Oder Konflikt? Immerhin hat DIE LINKE richtige Ökoburner-Forderungen in ihrem Programm. Vom Umstieg auf erneuerbare Energien auf einen Anteil von 50 Prozent bis 2020 und mittelfristig auf 100 Prozent ist die Rede, vom Kohlekraftwerksbaustopp, von sofortiger Stilllegung der Atomkraftwerke, vom Stopp neuer Autobahnprojekte und einem flächendeckenden Sozialticket. Oder ist das alles auch nur phrase-ökologisch? Wir haben bei LINKEN-PolitikerInnen nachgefragt. Oder ist das alles eher Kappes, brauchen wir stattdessen erstmal einen Green New Deal? Bärbel Höhn, Mario Candeias und Mona Bricke stellen dazu ihre Positionen dar. Fachorganisationen, aber auch echte und selbst ernannte ExpertInnen kommen zu Wort, wenn’s darum geht, wie logisch eigentlich Öko dann wirklich ist. Wir wünschen viel Spaß beim Lesen. Und nicht vergessen: Kaltduschen fürs Klima macht blöd. Wechselduschen hingegen regen an.




hoffnungsträgerin unserer zeit

Thesen der Redaktion zu Klimagerechtigkeit



1. Naturverhältnisse
 
Mensch und Natur sind nicht als Gegensatz, sondern nur in Zusammenhang denkbar. Der Mensch ist Teil der Natur und hat sich gleichzeitig als gesellschaftliches Wesen herausgehoben. Weil also Mensch und Natur untrennbar verbunden sind, ist jede menschliche Tätigkeit mit der Veränderung der Natur verbunden. Es gibt immer nur Naturverhältnisse, nicht „den“ Menschen und „die“ Natur. Wir denken den Erhalt unserer Umwelt als Grundlage unseres Lebens gemeinsam mit unserem Interesse, selbst menschlich zu leben. Hieraus entsteht die „ökologische Frage“, die wir anthropozentrisch beantworten. Zurückzuweisen sind alle Versuche, der „abstrakten Natur“ Vorrang vor dem menschlichen Dasein einzuräumen oder gar „den Menschen als größten Feind der Natur“ anzusehen. Wie die Naturverhältnisse sich gestalten, ist Gegenstand gesellschaftlicher Auseinandersetzung und damit ein politisches Handlungsfeld, in dem unterschiedliche Vorstellungen für eine Ausgestaltung der Naturverhältnisse miteinander ringen. 
 
2. Globale und sozialen Gerechtigkeit
 
Der ärmere und verwundbarere Teil der Menschheit ist vom Klimawandel beispielsweise durch Überschwemmungen und Dürre zuerst betroffen. Der Bericht des Klimarates der Vereinten Nationen enthält diesbezüglich erschreckende Prognosen: Während Malaysia droht, im Meer zu verschwinden, werden auf dem afrikanischen Kontinent in den kommenden zehn Jahren zusätzliche 75 bis 250 Millionen Menschen unter Wassermangel leiden. Innerhalb eines Landes sind es ebenfalls die Ärmeren, die besonders unter den Folgen des Klimawandels und der Umweltverschmutzung zu leiden haben. Prekäre Lebens- und Wohnsituationen nehmen weiter zu. Wer Geld hat, kann in überschwemmungssichere Gegenden umziehen. Wer Geld hat, kann sich ein Häuschen im Grünen leisten. Wer kein Geld hat, dem bleibt oft keine Wahl als das Leben an lauten Straßen oder in Vierteln mit krebserregender Feinstaubkonzentration. Der Kampf für soziale und globale Gerechtigkeit muss also den Kampf für Klimaschutz einschließen oder er geht am zentralen Problem vorbei. 
 
3. Der Klimawandel ist existentiell
 
Der Klimawandel in seiner jetzigen Form ist – und dies ist durch die so genannte Fußabdruckmethode bewiesen – durch menschlich bedingte Umweltverschmutzung verursacht. Seine Folgen sind enorm und bedrohen zunehmend zivilisatorische Errungenschaften sowie die menschliche Existenz an sich. Wer also die ökologische Frage als Nebenwiderspruch abtut, irrt gewaltig. Denn: All die von der ArbeiterInnenbewegung erkämpften Rechte, all die sozialen Fortschritte, wie branchenspezifischer Mindestlohn, können über kurz oder lang vom Klimawandel im wahrsten Sinne des Wortes weggespült werden. Der Kampf um Klimagerechtigkeit ist eine existentielle Aufgabe und die Herausforderung unserer Zeit. 
 
4. Ökologie und Produktionsverhältnisse
 
Klimawandel und Umweltverschmutzung sind Ausdruck dessen, dass sich in einer kapitalistischen Gesellschaft tendenziell die freigesetzten Produktivkräfte sich durch den Druck der Profitlogik menschenfeindlich entladen und damit in Destruktivkräfte verwandeln können. Sie sind zudem Ausdruck dafür, dass dem unter diesen Bedingungen produzierten Reichtum die Tendenz innewohnt, neue Armut zu schaffen. Deshalb sind soziale und ökologische Fragen häufig – obwohl zunächst gegensätzlich wahrgenommen – durchaus jeweils Gegenstand des gleichen gesellschaftlichen Konflikts: den Konflikt um eine aus menschlicher Sicht sinnhafte Form der Produktion. Perspektiven einer sozialistischen Ökologie sind zu entwickeln und auszubuchstabieren. 
 
5. Bei Verschmutzerindustrien ansetzen
 
Häufig setzen Maßnahmen zum Energiesparen an den Verbraucher/-innen an. Nun können auch sie ihren Beitrag zum Klimaschutz leisten (mehr dazu unter Pro und Contra zum politischen Konsum auf den Seiten 28, 29). Inakzeptabel wird es jedoch, wenn die Maßnahmen so ausgestaltet sind, dass gerade die Ärmsten besonders viel wegtragen müssen, während die Produzent/-innen ausgespart bleiben. Eine Aufforderung zum kollektiven Frieren für Arme hat mit nachhaltiger Umweltpolitik nichts zu tun. Eine solche Politik untergräbt die Akzeptanz für Klimaschutz in der Bevölkerung. Nachhaltiger Klimaschutz muss zunächst bei den Produzent/-innen, also der Verschmutzerindustrie ansetzen.
 
Dazu gehören internationale Regeln zur Internalisierung der externen Kosten. Zu den externen Kosten von Emissionen gehört die Zerstörung von Lebensräumen, die Schäden, die durch Extremwetterlagen entstehen, die Krankheiten und Todesfälle, die durch Umweltverschmutzung befördert werden. All diese Kosten sind nicht in den Kosten für Sprit und Kerosin enthalten. Diese Kosten muss die Allgemeinheit tragen. Die Konzerne, die Gewinne machen, dabei Abgase und damit Umweltverschmutzung produzieren, müssen nur die allgemeinen Transportkosten bezahlen. Unternehmen, deren Logistik auf lange Transportwege angelegt ist, zahlen nur die allgemeinen Spritkosten. Die Umweltbewegung fordert deswegen zu Recht seit langem, dass die Verursacher auch die externen Kosten zu tragen haben. Vorstellbar wäre dies durch eine entsprechende Besteuerung der von Unternehmen verursachten Emissionen. 
 
6. Akteure I: Die neue Klimabewegung
 
Es gibt eine global vernetzte Bewegung für Klimagerechtigkeit. In Kopenhagen war eine Bewegung zu erleben, die sich durch eine Aktions-Orientierung auszeichnet, die Fragen der Ökologie verbindet mit der Kritik der Produktionsverhältnisse und die anknüpft an Aktionsformen aus Gipfelprotesten sowie Formen des zivilen Ungehorsams. Die neue Klimabewegung ist aus zwei Gründen eine Hoffnungsträgerin unserer Zeit: Erstens kämpft sie für globale Klimagerechtigkeit und für die Abwendung existenzieller ökologischer Bedrohungen. Zweitens kann sie zu einem Laboratorium für eine neue Linke werden, die global vernetzt ist, soziale und ökologische Problemlagen zusammenbringt und dabei politisches Handeln neu denkt und attraktiv macht. Positiv an der neuen Klimabewegung ist deshalb auch, dass sie bisher nicht zum Spielfeld der dogmatischen Beton-Linken geworden ist (siehe dazu den Beitrag zur neuen Klimabewegung auf den Seiten 14, 15). 
 
7. Akteure II: DIE LINKE: Gut aufgestellt, doch im Konflikt
 
Programmatisch ist DIE LINKE gut aufgestellt. So gehen die Forderungen im Bundestagswahlprogramm, z.B. zu erneuerbaren Energie, über die Forderungen der Grünen hinaus. Im Wahlprogramm ist DIE LINKE, auch dank der Arbeit engagierter roter Umweltpolitiker/-innen, sehr klar, spricht sich gegen den Bau neuer Kohlekraftwerke und gegen den Neubau von Autobahnen aus. In der Praxis und im politischen Alltag sieht es komplizierter aus. Vor Ort stimmt man dann doch recht gerne in den Ruf nach weiteren Autobahnanschlüssen an. Und wenn es um Arbeitsplätze, wie bei Opel oder im Bergbau, geht, wird die Relevanz des ökologischen Umsteuerns schnell relativiert (siehe dazu auch die DIE-LINKE-im-Konflikt-Interviews auf den Seiten 30, 31). 
 
8. Globale Steuerungsmechanismen
 
Globale Steuerungsmechanismen einer Weltklimapolitik sind gegenwärtig nur wenig entwickelt. Marktförmige Steuerungsmechanismen, wie etwa der Handel mit Emissionszertifikaten, sind als Marktmechanismen strukturell so angelegt, dass sie die Position der ökonomisch Stärkeren stärken. Die Kapitalakkumulation findet ihr ökologisches Pendant in den Emissionszertifikaten. Diejenigen Länder, die bereits entwickelte Produktivkräfte haben, haben in der Regel mehr Möglichkeiten weitere Rechte zur Umweltverschmutzung zu erwerben als Länder mit geringer entwickelten Produktivkräften. Insofern verschärfen marktförmige Instrumente die bestehende globale Ungerechtigkeit. Wer es ernst meint mit der globalen Gerechtigkeit, muss sich folgender Herausforderung stellen: Um die schlimmsten Folgen des Klimawandels zu verhindern, muss es global zu einer enormen Reduktion der Emissionen kommen. Diese Reduktion müssen die westlichen Industrienationen erbringen. Während die notwendige Entwicklung der Produktivkräfte in den Entwicklungsländern wohl nicht ganz ohne ein quantitatives Wachstum zu realisieren ist. Allerdings sollten diese Regionen nicht die Fehler der westlichen Welt wiederholen. Konkret bedeutet das: Anstatt zuerst den Irrweg mit Atomkraftwerken und Spritschleudern weiterzuverfolgen, empfiehlt es sich die flächendeckende Energieversorgung auf Grundlage erneuerbarerer Energien (siehe dazu das Interview mit Hermann Scheer ab Seite 33) sowie die Mobilität für alle auf Grundlage von Bus und Bahn – auch für die Armen im globalen Süden – zu befördern. Die ärmeren Länder haben ein Recht darauf, die Entwicklung der westlichen Welt nachzuholen. Aber hier empfiehlt sich ein Aufholen ohne das Wiederholen der Fehler. Konkret könnte das bedeuten: Produktionsstätten für Fahrräder oder für Brennstoffzellenautos statt Fabriken, in denen Spritschleudern hergestellt werden. Konkret sollte das bedeuten, soziale Bewegungen und andere zivilgesellschaftliche Akteure an diesen Prozessen zu beteiligen, anstatt die „Organisierung von Fortschritt“ den Eliten und dem Kapital zu überlassen. 
 
9. Streit der Strategien – Für einen Red Green Deal
 
Mit welcher Strategie auf diese Herausforderung zu reagieren ist – darüber ist eine heftige Debatte entbrannt. Im Umfeld der PDS wurde das Modell des sozial-ökologischen Umbaus diskutiert, welches aktuell etwas in Vergessenheit geraten scheint. Die Grünen und ihr Umfeld setzen aktuell auf das Konzept des Green New Deals, der auf Wachstum im ökologischen Sektor, auf eine Konversion von unökologischen Arbeitsplätzen hin zu Jobs im Bereich erneuerbare Energie setzt. Linke und linksradikale Kreise kritisieren den Green New Deal als einen neuen Klassenkompromiss, da er innerhalb der kapitalistischen Eigentums- und Wachstumslogik bleibt und setzen sich stattdessen für Ökokommunismus ein.
 
Wir meinen, die parteipolitische und gesellschaftliche Linke muss mit einem eigenen strategischen Modell auf die Anforderungen reagieren. Hierbei sollte bei der Forderung der Bewegung für Klimagerechtigkeit angeknüpft werden. Zudem schlagen wir hierzu einen Red Green Deal vor (siehe dazu das Plädoyer der Redaktion auf den Seite 38, 39). Dieser besteht auf aus einer Art ökologischen Infrastruktursozialismus, wie wir ihn bereits im vierten Heft beschrieben haben.




gegenmacht-ressource nicht-kaufen

Pro: Politisch bewusster Konsum

Prof. Ulrich Beck

Als vor einigen Jahren deutsche Banken und Versicherungen den Bau von Atomkraftwerken in Bulgarien finanziell unterstützen wollten, gründete sich ein Netzwerk, welches nicht nur gegen den bulgarischen Staat, sondern auch gegen die deutschen Banken protestierte. Diese hatten so große Angst vor einem Verlust an Ansehen in der deutschen Öffentlichkeit, dass sie ihre Kredite wieder zurücknahmen. Das zeigt nicht nur, wie gewitzt NGOs inzwischen vorgehen, sondern auch wie angreifbar Großkonzerne sind. Die Riesen zittern. Und oft bringt sie schon die Furcht vor einem möglichen Protest dazu, ein umstrittenes Projekt erst gar nicht umzusetzen.
Die Herrschaft der Unternehmen gründet darauf, dass sie damit drohen können, nicht zu investieren. Das ist die Machtressource der Nicht-Investition. Und dagegen entsteht eine entsprechende Gegenmacht-Ressource: die des Nicht-Kaufens. Der politische Konsument verwendet den Einkaufswagen als Wahlurne und stimmt an der Supermarktkasse ab. Wir haben also nicht mehr alle vier Jahre die Wahl, sondern jeden Tag. Der Bürger bzw. die Bürger entdecken den Kaufakt als Stimmzettel, den man immer politisch anwenden kann. Die Kreditkarte ersetzt quasi den Wahlzettel. Unverantwortliche Unternehmen werden qua Nicht-Kauf einfach abgewählt. Das ist geradezu fatal für das mobile Kapital. Denn auch der mächtigste Weltkonzern kann seine Kunden ja nicht entlassen. Und die Drohung „Dann wandern wir in andere Länder aus, wo die Konsumenten noch braver sind.“ – wird nicht wirklich funktionieren.
Die Figur des aktiven Konsumenten steht in keinerlei Gegensatz zu den Anforderungen des Kapitalismus, im Gegenteil, sie wird von ihm sogar gefordert – auch der Kapitalismus will, dass wir uns ständig mit Produkten auseinandersetzen. Und genau das macht der politische Konsument. Nur halt anders als gedacht. Es gibt allerdings eine Grundvoraussetzung: Kaufkraft. Wer sich ohnehin gar nichts kaufen kann, kann nicht mitmachen.
Natürlich wird nicht jede einzelne Kaufentscheidung sofort Rückwirkung auf die Firmenpolitik haben. Was zählt, sind gerade massenhafte Mit-Nicht-Käufer. Es kommt also darauf an, Protest massenmedial zu inszenieren und zwar auf der Bühne der Tagesschau. Wenn die politischen Orte der ersten Moderne die Straße oder das Parlament waren, dann ist es jetzt, in der zweiten Moderne das Fernsehen. Dafür gibt es gelungene Beispiele. Als die Landarbeiter der kleinen Gewerkschaften in Florida sich gegen unwürdige Arbeitsbedingungen zur Wehr setzten, verbündeten sie sich mit den Studierenden und organisierten einen Boykott gegen die Fast-Food-Kette Taco Bell – mit Erfolg. Neben der transnationalen Organisation und dem Vorhandensein von Kaufkraft besteht eine weitere wichtige Vorraussetzung für einen erfolgreichen Protest darin, dass er transnational organisiert wird. Das zeigt das eingangs erwähnte Beispiel aus Bulgarien.
Ich sehe im politisch bewussten Konsum eine Form der Subpolitik. Die Idee der Subpolitik ist, dass Entscheidungsbereiche, die im Modell des Industriekapitalismus im Windschatten des Politischen liegen, also der Konsum, die Wissenschaft, das Privatleben, jetzt in die Stürme der politischen Auseinandersetzung geraten. In der Subpolitik Boykott nun verbindet und verbündet sich die aktive Konsumgesellschaft mit der direkten Demokratie und dies weltweit. Darauf setze ich große Hoffnungen.



klima-killer falscher konsum?

Contra: Bewusster Konsum ist kein Heilsbringer.

Ilka Schröder

Würden alle Leute Strom aus erneuerbaren Energien beziehen, im Bioladen einkaufen und höchstens einmal die Woche Fleisch essen, kurz: würde niemand mehr Produkte kaufen, die zur Erhöhung des CO2-Ausstoßes oder anderweitig zur Klimaverschlechterung beitragen, dann, ja dann, würde die Sonne wieder scheinen – aber eben nicht zu stark.
Stimmt. Zumindest ein bisschen. Wenn alle Konsumenten nur noch Klimaunschädliches kauften, gäbe es keinen Markt mehr für Klimaschädliche Produkte. Die entsprechenden Firmen gingen pleite oder würden die Produktion umstellen müssen. Klingt gut und einfach. Was hindert Menschen daran, die richtigen Dinge zu kaufen? Die Wahl der weniger schädlichen Ware kostet fast immer mehr. Mit der Aufforderung an „die Verbraucher“ zum CO2-freundlichen Konsum appelliert man aber in der Masse an Menschen, deren Einkommen gerade so zum Leben reicht. Das ist also der zynische Appell an die in der Mehrheit mies Entlohnten, den gesellschaftlichen Dreck finanziell auszubaden. Das Klima durch ein anderes Konsumverhalten zu retten, wäre aber höchstens dann sinnvoll, wenn der Konsum im Zentrum der Ökonomie stünde. Dem ist nicht so: Die Bedürfnisbefriedigung durch Waren ist lediglich ein notwendiges Abfallprodukt einer auf Kapitalproduktion ausgerichteten Wirtschaft. Für diesen Zweck werden Natur und Mensch als Ressource be- und vernutzt. Aus ihnen wird herausgeholt, was geht. Die Einführung von Preisen für Naturressourcen – wie etwa beim Emissionshandel – stellt wie der Lohn bloß ärgerliche Zusatz-Kosten für alle betroffenen Kapitalisten dar.
Ein anderes Konsumverhalten mag zwar punktuell für weniger CO2 sorgen, aber es ändert nichts am Prinzip, dass das Kapital sich für seine eigenen Grundlagen nicht interessiert. Dagegen wird flankierend zum Konsum-Argument die Idee vorgebracht, der Staat müsse unterstützend eingreifen, ähnlich wie in der Sozialpolitik. Selbstverständlich hat der Staat die Macht, neue Gesetze im Umgang mit CO2 aufzustellen. Aber der Staat ist auch derjenige, der die kapitalistischen Spielregeln setzt und garantiert. Er richtet seine eigenen Handlungen auf das Wirtschaftswachstum aus. Damit ist er Staat selbst abhängig vom Erfolg des nationalen Kapitals. Die Umweltpolitik wird nun gerade von diesem Staat, der politischen Gewalt der kapitalistischen Gesellschaft, betrieben. Er soll die Grundlagen dieser Ökonomie erhalten und gleichzeitig dem Kapital möglichst wenig schaden. Genau deswegen gibt es auch Klimakonferenzen: weil kein Staat mit den drohenden Konsequenzen des Klimawandels leben will, aber auch keiner in der Staatenkonkurrenz hintenan stehen will. Auf Gipfeltreffen wollen alle von allen anderen maximale Verpflichtung sehen und dabei selbst dem eigenen Kapital möglichst gar nichts an Auflagen aufdrücken müssen.
Das Klima über Konsum oder Staat retten zu wollen, kommt meist antiaufklärerisch daher. Natürlich ist es nicht falsch, beim Konsum auf Klimaverträglichkeit zu achten. Aber nur selten wird der systematische Grund für den rücksichtslosen Umgang mit Umwelt und Mensch kritisiert (und behoben schon gar nicht). Der hohe CO2-Ausstoß ist eben kein Marktversagen und das Ergebnis der Klimakonferenz keine Politiker-Borniertheit. Es ist einfach grausiges Funktionieren von Kapital und Politik.




lieber red als new

Plädoyer der Redaktion für einen Red Green Deal



Der Kapitalismus neigt dazu, seine eigenen Lebensgrundlagen zu zerstören. Er ist sowohl maßlos gegenüber der Arbeit, Schöpfer seines Lebenselixiers, des Profits, als auch gegenüber der Umwelt, die die Gebrauchswerte bereit stellt, ohne die kein Tauschwert sein kann. Seine Prinzipien, die auf Wachstum und Kolonialisierung aller Weltregionen und Lebensbereiche ausgerichtet sind, werden für die Menschen lebensbedrohlich. In den 1940er Jahren wurde mit dem New Deal seine Maßlosigkeit gegenüber der Arbeit gebändigt. Getrieben von der Angst, den eigenen Krisen zu erliegen und in der Systemkonkurrenz mit dem real existierenden Sozialismus das Nachsehen zu haben, stellte der ideelle Gesamtkapitalist in der Zeit zwischen 1950 und 1970 Regeln auf, die dem Kapitalismus ein menschliches Antlitz gaben. Der drohende Klimawandel ist nun wieder so ein mächtiges Problem. Und wieder soll ein New Deal helfen, der diesmal nicht nur den Kapitalismus, sondern gleich die ganze Menschheit retten soll.
Der Green New Deal – im internationalen Diskurs ehrlicher als „green capitalism“ bezeichnet – soll den Kapitalismus grün und nachhaltig werden lassen. In allerlei wissenschaftlichen Studien und politischen Programmen werden Vorschläge erarbeitet, wie mit Hilfe marktwirtschaftlicher Methoden der Kapitalismus vor einem ökologischen Kollaps und die Menschheit vor ihrem Untergang bewahrt werden kann. Gemeinsam ist allen Konzepten, dass sie die Logik kapitalistischer Ökonomie nicht in Frage stellen. So soll der Green New Deal den Handel mit Emissionszertifikaten, eine effektivere regionale Energieversorgung, eine Stärkung des Schienenverkehrs und des ÖPNV gegenüber dem Individualverkehr, die Förderung regenerativer Energien sowie eine Preis- und Steuerpolitik, die ökologische Produkte fördert bzw. umweltschädliche Produkte verteuert, umfassen.
Obwohl der Green New Deal als globales Projekt verstanden wird, ist keineswegs sicher, dass seinen Konzepten eine internationale Perspektive eingeschrieben ist. In der Studie „Auf dem Weg zu einem Green New Deal“ der grünen Böllstiftung kommt die Problematik der sich industriell entwickelnden Schwellenländer oder gar der Wunsch nach Überwindung materieller Armut in den Ländern der sogenannten Dritten Welt nicht vor. Es wird darauf vertraut, dass die bisher zerstörerische Kraft der kapitalistischen Zentren USA und EU zu einer kreativen Kraft mutiert und deren leuchtendes Beispiel China, Indien und andere Länder dazu anhalten möge, in ähnlicher Weise ihre Ökonomie ökologisch umzugestalten bzw. gleich die Fehler der alten kapitalistischen Ökonomien zu vermeiden.
Es gibt daher viele Gründe, warum eine politische Linke sich nicht einfach dem Konzept des Green New Deal anschließen sollte. Dabei ist die Kritik, dass er in marktwirtschaftlicher – also kapitalistischer – Logik gefangen bleibt, zu billig. Denn tatsächlich ist seinen Apologeten zuzugestehen, dass sie interessante Konzepte zum Umbau der kapitalistischen Ökonomie vorhalten, die ihre naturzerstörende Kraft bändigen können. Der Green New Deal krankt aber daran, dass er die ökologische Frage ohne die soziale lösen will. Dies wird allerdings dazu führen, dass diejenigen, deren ökologischer Fußabdruck (wenn auch unfreiwillig) am kleinsten ist, die Rechnung derjenigen zu begleichen haben, die ihren Reichtum auf ihrer naturzerstörenden Produktions-und Konsumptionsweise gründeten.
Linke Politik muss daher kritisch auf das Konzept des Green New Deal reagieren. Sie hat sich sowohl einer apokalyptischen Politik entgegen zu stellen, dernach die Welt gerettet werden müsse – egal wie; als auch der alten naturzerstörenden Industriepolitik, wie sie lange Zeit selbst von Betonsozialisten aller Länder und aller Couleur vertreten worden ist. Linke Politik muss sich vielmehr zu einer Politik der Entschleunigung und der Wachstumsbegrenzung bekennen. Dem Wahnsinn der kapitalistischen Profitlogik muss die Rationalität der technischen und sozialen Vernunft entgegengesetzt werden. Ökologische Politik – will sie nicht offen autoritär sein – muss letztlich auch eine soziale Politik sein, weil sie ohne die Akzeptanz der Vielen zum Scheitern verurteilt ist. Vor diesem Hintergrund muss die Linke einen Red Green Deal als Angebot an die Gesellschaft zur Begrenzung der ökologischen Krise entwickeln. Dieser muss folgende Momente umfassen:
1.) Die Kosten des ökologischen Umbaus müssen diejenigen zahlen, die die Mittel dazu haben und die bisher durch ihren verschwenderischen Lebensstil die Klimakatastrophe verantwortet haben. Das bedeutet, dass die Länder des industrialisierten Nordens (hier vor allem die USA und die EU) erhebliche Mittel aufbringen müssen, um Länder des globalen Südens bei der Entwicklung einer ökologisch verträglichen Ökonomie zu unterstützen.
2.) Innerhalb der Länder des industrialisierten Nordens ist die Steuer-, Verkehrs- und Energiepolitik so zu gestalten, dass der ökologische Umbau nicht zur Exklusion von Teilen der Bevölkerung von Mobilität oder gar der Energieversorgung führt. Die Steuerpolitik als ein zentrales Steuerungsmodul kapitalistischer Ökonomie darf nicht so gestaltet werden, dass durch die Erhöhung indirekter Verbrauchssteuern auf vermeintlich umweltschädliche Produkte die soziale Ausgrenzung im Namen der Umwelt verschäft wird. Die Linke muss stattdessen auf direkte Einkommens- und Vermögenssteuern setzen, um eine sozial gerechte Einkommensverteilung zu ermöglichen. Diese Verteilung wiederum ist die Grundlage für eine Besteuerung umweltschädlicher Produkte und Produktionsprozesse, um die Externalisierung ökologischer Folgekosten auf die Gesellschaft zu verhindern.
3.) Es muss für einen Know-How-Transfer ökologischer Technologien gesorgt werden. Eine Politik, die internationale ökologische Standards als Mittel der nationalen Standortpolitik begreift, indem sie stets ausgerechnet jene Technologien und Produktionsformen standardisieren will, in denen die eigene Wirtschaft zu den führenden der Welt gehört, ist abzulehnen. Neue technologische Entwicklungen müssen direkt weltweit verfügbar sein und eingesetzt werden können. Patentrechte sind entsprechend so zu gestalten, dass ökologisch sinnvolle Veränderungen in der Produktion zeitnah vorgenommen werden können.
4.) Das Mitspracherecht der Betroffenen vor Ort bei der Planung und Durchführung von großen Infrastrukturprojekten muss ermöglicht bzw. erweitert werden. Auf diese Weise wird nicht nur die demokratische Teilhabe gestärkt, sondern kann auch die Durchsetzung von irrsinnigen Großprojekten be- bzw. verhindert werden. Atomanlagen, Autobahnen oder Stauseen beispielsweise wären wesentlich schwerer durchzusetzen, wenn es ein umfassendes Mitspracherecht der konkret Betroffenen geben würde.
5.) Schrumpfung und Konversion sind die Schlagworte der neuen Ökonomie. Es gibt auch ein gutes Leben jenseits der Flächen zersiedelnden und versiegelnden Einfamilienhäuser und ohne Spritschleudern. Dabei können ökologische Wohnprojekte, Carsharing, ein kostenfreier und gut ausgebauter ÖPNV oder ein gemeinsamer Technikpool das Leben sogar angenehmer werden lassen. Die Konversion ökologisch schädlicher Produktionen in ökologisch sinnvolle würde auch nicht zur allseits gefürchteten Massenerwerbsarbeitslosigkeit durch eine schrumpfende Wirtschaftskraft führen. Aber selbst wenn insgesamt weniger gearbeitet werden sollte, weil eine geringere Produktion weniger Arbeitskraft erfordert, ist dies nicht dramatisch. Die Menschen würden ein Gut zurückgewinnen, das vielen als nahezu unbezahlbar gilt: Zeit.




zentralisiert fördern

Hermann Scheer über Energiekriege, die Kohle-Lobby sowie Bürgerkraftwerke

Katja Kipping
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Hermann ist tot. In seinem Andenken verffentlichen wir an dieser Stelle ein Interview, dass wir in der Ausgabe #6 des prager frhling mit ihm gefhrt haben. Einen Nachruf der Redaktionfindet sich hier. 
prager frhling: Inzwischen wird selbst im schwarz-gelben Koalitionsvertrag die Bedeutung von Klimaschutz erwhnt. Ist das nur ein Bluff oder ein tatschlicher Erfolg auch Ihrer Arbeit?  

Hermann Scheer: Tatschlich ist die jahrzehntelange Ignoranz gegenber den erneuerbaren Energien nicht mehr aufrecht zu erhalten, da niemand mehr an den Gefahren der Kohle- und Atomenergie vorbei sehen kann. Schopenhauer sagte einst: Eine neue Idee wird am Anfang belchelt, dann massiv bekmpft und in der dritten Stufe behaupten alle, sie seien schon immer dafr gewesen. Bezglich der erneuerbaren Energie erleben wir gerade alle drei Etappen auf einmal. Es gibt noch Menschen, die erneuerbare Energie belcheln. Wenn auch das Lcheln verkrampfter wird. Zudem wird die Energiewende vehement bekmpft aufgrund des damit verbundenen gesamtwirtschaftlichen Strukturwandels. Und die dritte Gruppe tut so, als sei sie dafr, versucht aber die unausweichliche Energiewende hinauszuzgern. Ich nenne das Greenwashing der Koalition der Aufschieber. Der Koalitionsvertrag ist ein klassisches Beispiel dafr: Ein prinzipielles Ja zur Frderung erneuerbarer Energien, aber gleichzeitig Laufzeitverlngerung der Atomkraftwerke und neue Kohlekraftwerke mit CCS als Brcke. [Anmerkung der Redaktion: CCS steht fr Carbon Dioxide Capture and Storage und meint die unterirdische Einlagerung von CO2.] 
 
pf: Was verstehen Sie unter dem gerade erwhnten gesamtwirtschaftlichen Strukturwandel? 
 
Scheer: Die auf Kohle, Erdl und Uran basierende Energieversorgung ist transnational zentralisiert und damit vielfach missbrauchsanfllig. Die erneuerbaren Energien stellen dazu die strukturelle Alternative dar, denn aus technologischen Grnden  nicht aus ideologischen Grnden  fhren sie zu einer Dezentralisierung. 
 
 Pf: Warum sind die fossilen Energien missbrauchsanflliger? 
 
Scheer: Die Quellenlogik der alten Energiepolitik fhrt zwangslufig zu Anbietermonopolen, weil es nur wenige Quellen in wenigen Lndern gibt. Je mehr die fossilen Ressourcen ausgebeutet sind, desto monopolisierter wird der fossil/atomare Energiesektor. Damit wchst die Abhngigkeit der Weltbevlkerung von einigen wenigen Anbietern und damit die politische Erpressbarkeit. Je mehr Quellen ausgebeutet sind, umso hher fallen die Frder- sowie Befrderungskosten aus. Je monopolisierter der Markt, desto eher knnen die Anbieter die Preise willkrlich nach oben treiben. Im Zuge dessen steigt die Kriegsgefahr. Die Energiekriege haben lngst begonnen, z.B. der Irakkrieg bzw. der Golfkrieg. Eine Auenpolitik, die auf der Sicherung des Zugangs zu den Energieressourcen beruht, kann nicht friedenssichernd sein. Und dies ist keine Verschwrungstheorie von mir, sondern nachzulesen im Beschlussprotokoll des NATO-Gipfels vom 10. November 1991 in Rom. Bei diesem Gipfel beriet die NATO ber ihre Daseinsberechtigung nach dem Ende des Kalten Krieges. In diesem Beschluss heit es, dass eine neue Sinnstiftung der NATO in der Sicherung des Rohstoffzugangs besteht. Deswegen spreche ich auch von einer Friedensdividende durch erneuerbare Energien. 
 
pf: Fhrt die Umstellung auf erneuerbare Energien tatschlich zu einer Dezentralisierung? Immerhin gibt es ja auch Plne fr zentrale Solaranlagen in Afrika und riesige Off-Shore-Windparks. 
 
Scheer: Diese Plne werden sich als Fata Morgana erweisen. Die erneuerbaren Energien wie Wind, Biomasse und Sonne haben eine ganz andere Energiedichte, und sind nahezu berall verfgbar. Diese Streuung erfordert geradezu eine Dezentralisierung. Auf Grund der anderen Energiedichte kann man erneuerbare Energie breit ernten und muss sie nicht zentralisiert frdern. Viele Anlagen bedeuten wiederum viele Eigentmer und Eigentmerinnen. Es kommt zu einer Eigentumsstreuung. Die gesamte Entwicklung nach der Einfhrung des Erneuerbaren Energiengesetzes belegt meine Aussage. Im Zuge dieses Gesetzes sind unzhlige verschiedene Betreibermodelle aus dem Boden gesprossen, seien es Windparks mit Anteilsscheinen der rtlichen Bevlkerung, seien es Brgerkraftwerke, seien es Genossenschaften, seien es kleine Unternehmen oder Eigenerzeuger. Die Energiewende bietet zudem eine enorme Chance zur Revitalisierung der kommunalen Stadtwerke. 2011 laufen viele Konzessionen fr Netzvertrge aus. Immer mehr Kommunen wollen ihr Verteilernetz wieder bernehmen. Erneuerbare Energien befrdern, dass die Wertschpfung wieder regionalisiert wird. 
 
pf: In dem Dokumentarfilm Neuland, der sich mit schrumpfenden Regionen beschftigt, werben Sie vor diesem Hintergrund fr die Idee der Brgerkraftwerke. Wieso fhrt die Energiewende zur Regionalisierung der Wertschpfung? 
 
Scheer: Nehmen wir mal einen Landkreis mit 200.000 Einwohnenden. Die Energiekosten pro Person betragen im Jahr 3.000 Euro. Damit sind nicht nur Strom- und Heizkosten sowie Kraftstoffkosten des einzelnen Privathaushaltes gemeint, sondern auch die Produktionskosten der gekauften Produkte sowie ffentliche Stromkosten fr Straenbeleuchtung etc. Wenn in dieser Region nun die gesamte Energie von externen Anbietern geliefert wird, so verlassen jedes Jahr 600 Millionen Euro die Region. Nun stellen wir uns einmal vor, es gelnge die komplette Umstellung auf erneuerbare Energien vor Ort. Dann verblieben diese 600 Millionen Euro im Landkreis. Das hat einen einzigartigen sozialen Effekt mit dauerhafter Stabilitt. 
 
pf: Das klingt alles sehr einleuchtend. Und trotzdem gibt es immer noch viel Widerstand. 
 
Scheer: Eine Ursache fr Widerstand liegt in mangelnder Phantasie. Die Menschen versuchen die Welt zu verstehen mit Hilfe von Bildern, die sie kennen. Und die bekannten Bilder lauten: Kraftwerk  Stromleitung  Lichtschalter. Man muss praktische Phantasie beleben und Mut machen, von vielen kleinen Initiativen auf ein neues Gesamtes zu schlieen. 
 
pf: Welches Bild setzen Sie dagegen? 
 
Scheer: Meine Gegenbild lautet: Jedes Haus, jedes Gebude ein Kraftwerk mit intelligentem, lokalen Strommanagement. Das ist machbar. Vor kurzem fand eine Konferenz in Kassel statt, bei der 99 Gemeinden ihre 100-Prozent-Plne vorgestellt haben. Das heit, sie planen innerhalb einer gewissen Zeit, ihre Energie komplett aus erneuerbaren Energien zu beziehen. 
 
pf: Welche konkreten politischen Manahmen sind einzuleiten, um die Energiewende zu befrdern? 
 
Scheer: Auf Bundesebene ist das zentrale Instrument das unter Rot-Grn eingefhrte Erneuerbare Energien Gesetz, welches der Einspeisung von Strom aus erneuerbaren Energien ins Stromnetz Prioritt gibt. Auf Landesebene besteht das zentrale Instrument in der Raumplanung. Gerade im Bereich Bauleitplanung mssen viele brokratische Hemmnisse berwunden werden. Wenn man ein groes Kraftwerk (wie es fr die fossilen Energietrger typisch ist) durch viele kleine Kraftwerke (wie sie fr erneuerbare Energien typisch sind) ersetzen mchte, bedarf es vieler Genehmigungen. Eine Landesregierung, die die Energiewende nicht mchte, kann durch schikanse Auflagen und durch die Verweigerung von Genehmigungen echte Verhinderungspolitik betreiben. Auf Bitte von Andrea Ypsilanti hatte ich deswegen fr das Konzept der sozialen Moderne einen alternativen Ansatz entwickelt. Dieser sah vor, die Frderung der erneuerbaren Energien als prioritren ffentlichen Belang von der Landesplanung bis zum Flchennutzungsplan festzuschreiben. Wir wollten in Hessen die Standortentscheidung ber Windrder und Solaranlagen in die Hnde der Gemeinden geben. Unter der Magabe, dass keine Gemeinde sich zum Ausschlussgebiet erklren kann. Dieser Ansatz htte die Energiepolitik revolutioniert. Denn die Gemeinden htten schnell begriffen, dass jedes neue Windrad, jede Solaranlage Gewerbesteuereinnahmen fr sie bedeutet. Damit wre die letzte Bremse, die letzte Verhinderungsbastion gegen erneuerbare Energien gefallen. 
 
pf: Ist das Konzept der sozialen Moderne in Hessen also am Widerstand der Kohleund Atomlobby gescheitert? 
 
Scheer: Natrlich war diese hchst alarmiert. Der Widerstand ging bis in die SPD hinein. Es wurde eine Kampagne gegen Windmonster und die angebliche Deindustrialisierung gestartet. Clement war der Stichwortgeber. Und letztlich wurde uns auch zu verstehen gegeben, dass man uns die Tolerierung durch DIE LINKE durchgehen lassen wrde, wenn nur Scheer nicht Wirtschaftsminister wrde, um das Energieprogramm durchzusetzen. Da Andrea Ypsilanti jedoch standhaft blieb, wurde mit Hilfe der mafisen Strukturen der Energielobby eine wahre Hetzkampagne gefahren. Damit wurde eine Stimmung erzeugt, die die Vier ermutigt hat, mit ihrer Stimme den Politikwechsel in Hessen zu verhindern. Nur mal zum Hintergrund: Ein internes Strategie-Papier des Konzerns EON schon aus dem Jahr 2005 besagt, dass sie ihre Hauptaufgabe darin sehen, den verloren gegangenen Einfluss auf die SPD zurckzugewinnen. Darin heit es: Haupthindernis: Scheer! 
 
pf: Gegnerschaft zur Energiewende findet man jedoch nicht nur bei der Kohle- Lobby, sondern ebenfalls in linken Kreisen. 
 
Scheer: Tatschlich wird dies auch fr viele Linke zur Nagelprobe. Nehmen wir z.B. die europischen Lnder, in denen die Energiewirtschaft noch stark ffentlich ist. Im 19. und 20. Jahrhundert kmpften Linke fr eine zentralisierte Energiewirtschaft mit dem richtigen Ziel, gleiche Strompreise fr alle. Das Anliegen hatte seine Berechtigung. Es hat jedoch einen grundlegenden Wandel des ffentlichen Interesses gegeben. Wenn der Inhalt eines Unternehmens nicht mehr gemeinvertrglich ist  und das ist bei Kohle- und Atomkraftwerken nun mal der Fall  dann hebt sich der ffentliche Zweck auf. Entscheidend sind die Produktionsweisen (erneuerbare statt fossile Energien und dezentrale statt zentralisierte Erzeugung) und nicht einfach der formale Eigentumstitel. 
 
pf: Das heit doch aber nicht, dass das Ziel, Energie fr alle bezahlbar zu halten, verzichtbar ist? 
 
Scheer: Beide Anliegen sind notwendig: Zum einen mssen selbstverstndlich Menschen mit niedrigen Einkommen Zugang zu Energie haben. Zum anderen darf Energiepolitik nicht nur auf die aktuell preiswerteste Energieform setzen, vor allem dann nicht, wenn diese enorme Folgenkosten und Schden verursacht und wenn die Ressourcen endlich sind. Um dieses Dilemma aufzulsen, mssen erneuerbare Energien preislich privilegiert werden. 
 
pf: Was sagen Sie zu dem Einwand der KohlebefrworterInnen, es gehe ja um Arbeitspltze? 
 
Scheer: Man konnte ja auch nicht sagen, wir verhindern die Einfhrung von Laptops, weil das Arbeitspltze in der Schreibmaschinenindustrie kosten wird. Kurzum, wir knnen nicht jede Firma fr immer am Markt halten. Die Aufgabe der Politik besteht darin, den von Strukturwandel betroffenen Beschftigten eine neue Perspektive zu bieten. 
 
pf: berzeugt dieses Argumentation auch innerhalb der gewerkschaftlichen Reihen? 
 
Scheer: Also, in Kalifornien wollte Arnold Schwarzenegger ernsthaft erneuerbare Energie frdern. Sein Konzept wurde aber im Parlament abgelehnt, nicht nur 90 Prozent der Republikaner stimmten dagegen, auch ein Drittel der demokratischen Abgeordneten mit starker Gewerkschaftsbindung. Daraufhin legte Schwarzenegger sein Veto ein und bevor es zur Wiedervorlage kam, wurde ich von den kalifornischen Gewerkschaftsfhrern zu einer internen Diskussion eingeladen. Ihre Gegenwehr hatte einen klassisch gewerkschaftlichen Hintergrund: Sie meinten, die Betreiber von Photovoltaikanlagen seien nicht gewerkschaftlich organisierbar. Ich habe ihnen dann vorgerechnet, dass im Bereich der Produktion dieser Anlagen und durch eine Rekommunalisierung der Stromversorgung sehr viele Arbeitspltze entstehen. Whrend im Gegenzug in der klassisch monopolisierte Energiewirtschaft jhrlich auf Grund der Monopolisierung viele Arbeitspltze abgebaut werden. Das hat sie berzeugt und das Konzept kam im zweiten Durchlauf durch. Oder nehmen wir z.B. die Braunkohleabbaugebiete. Dort frdern immer weniger Leute mit immer greren Baggern immer mehr Kohle und am Ende bleiben Mondlandschaften brig. Wenn wir nun auf diesen Flchen  statt sie abzubaggern  Windparks anlegen und dazwischen Biomasse anbauen, wrden auf Dauer mehr Arbeitspltze geschaffen als durch die Riesenbagger bei klimafreundlicher Erzeugung gleicher Energiemengen. Da setzt sozialproduktive Phantasie ein und genau das ist Aufgabe einer neuen Linken. 




kämpfe um geschlechtliche selbstbestimmung

Zweigeschlechtlichkeit in der Kritik

Corinna Genschel

„Für die Würde intersexueller Menschen – gegen Geschlechtsnormierungen im medizinischen Bereich!“ Unter diesem Motto fand am 21. Februar 1998 an der Berliner Charité eine Protestkundgebung mit Redebeiträgen, Geschlechterquiz für die Besucher/innen und einer Besichtigung der Innenräume statt. Anlass dieses Protestes war das Treffen der deutschsprachigen Kinder- und Jugendgynäkolog/innen, die sich zum dritten Mal zusammengefunden hatten, um sich über die Definition, Prävention und Behandlung geschlechtlicher Normabweichungen bei Kindern und Jugendlichen zu verständigen.
Besonderer Schwerpunkt der Aktion bildete die bis dato öffentlich völlig unhinterfragte Praxis der Zwangszuordnung und -behandlung von (Klein-)Kindern, die den herrschenden Standards geschlechtlicher Eindeutigkeit nicht entsprechen und die in der Folge von medikamentösen und operativen Eingriffen zum Teil lebenslang überrollt werden. Neben der Verletzung der körperlichen Integrität ist dabei die Anweisung, „zum Wohle der Kinder“ Diagnose und Behandlungsgrund vor den Kindern geheim zu halten, besonders perfide. Die Entwicklung einer sicheren Geschlechtsidentität müsse vor Irritationen geschützt werden und sei nur so zu gewährleisten, lautet die Begründung. Eine Irritation sei es dabei, den Kindern mitzuteilen, ihre geschlechtliche Zuordnung sei bei Geburt nach herrschenden Standards nicht eindeutig gewesen, weswegen sie sich dauerhaft verschiedenen Prozeduren haben unterziehen müssen. Intersexuelle als konkrete Subjekte darf es also nicht geben. Im Umkehrschluss bedeutete dies für sie jedoch neben physischem Trauma und Verletzung, Scham, Schweigen und Tabu.
Die normative und gewaltförmige Durchsetzung der Logik von „Geschlechtsidentität“, wie sie sich in dieser Praxis der medizinischen (und rechtlichen) Vereindeutigung von Geschlecht artikuliert, verdichtet die Vielfalt ideologischer und rechtlicher, sozialer und politischer Mechanismen der Herstellung und Absicherung der Zweigeschlechtlichkeit. Eine – im übrigem historisch junge – Ordnung, die sich als vermeintlich natürliches, naturwissenschaftlich begründetes System von zwei und nur zwei akkurat unterscheidbaren und doch (heterosexuell) ergänzenden Geschlechtern darstellt. Eine Gesellschaft, die zwanghaft aber die Illusion einer biologisch begründeten Zweigeschlechtlichkeit aufrechterhalten will, muss sich die Menschen, die dieser Ordnung gewollt oder ungewollt widersprechen und unterlaufen, vom Leibe halten. So werden diejenigen, die von der Anordnung abweichen, ein Geschlecht in spezifischer Weise zu sein und zu bleiben, als krank definiert, klassifiziert und Regeln der „Identitätsfindung“ unterworfen. Sie werden zu „bunten Vögeln“ oder Freiwild, sind unterschiedlichen Formen von Gewalt, Verhöhnung oder Zwangsmaßnahmen ausgesetzt.

Gendertrouble, neue Bündnisse und Angriffsfelder
Neben der Skandalisierung und Ermächtigung Intersexueller zu Subjekten von Erfahrung und mit Rechten ging es 1998 deswegen auch darum, die (konkrete) Kritik an der Zweigeschlechtlichkeit zum allgemeinen Problem zu machen. Im Redebeitrag des Bündnisses hieß es: „Wir sind auf unterschiedliche Weise mit dem zweigeschlechtlichen Geschlechtermodell „in Konflikt“ geraten. Wir erleben die Geschlechterordnung, die hierarchische Ordnung, den Zwang, ein heterosexuelles Geschlecht zu sein, als Zumutung und als Skandal. (…) Wir wissen, dass uns das Problem der Zweigeschlechtlichkeit, die sich über alle Irritationen als das Eigentliche darstellen muss, individuell aufgehalst wurde, dass wir in einzelne Gruppen aufgespalten werden. Auch wenn nur wenige von uns von körperlichen Zwangseingriffen in der Kindheit selbst direkt betroffen waren, sind uns bestimmte Körpervorstellungen aufgezwungen worden, waren wir allein. Gerade weil wir zu unterschiedlichen Wegen gezwungen wurden und verschiedene Entscheidungen in unserem Gendertrouble getroffen haben, wissen wir, wie wichtig ein individuelles Selbstbestimmungsrecht ist. Aber auch wie wichtig es ist, gemeinsam die Bedingungen dafür zu schaffen.“
In seiner Zusammensetzung aus Inter- und Transsexuellen, Menschenrechtsgruppen, Lesben, Schwulen, Transgender-Personen und Feministinnen war das damalige Bündnis sicher auch Ausdruck eines sich verändernden Gefüges sexueller und geschlechtlicher Politiken, mit denen die gesellschaftliche Bedingungen ins Zentrum gerückt werden, die Norm, Abweichung und Ausschlüsse herstellen und Gesellschaft – ihre Diskurse, Institutionen und materielle Praktiken – ordnen. Die Kritik an der Medizin mit dem gesamten Apparat der Pathologisierung ist dafür ein wichtiges Beispiel. Nicht umsonst haben sich einige Gruppen eine konsequente Depathologisierung zum Ziel gesetzt – wie Homosexualität 1973 soll auch „Identitätsstörung“ aus den Diagnosehandbüchern verschwinden. 2009 wurden erstmalig in Deutschland dem Schattenbericht zum „6. Staatenbericht zum Übereinkommen der UN zur Beseitigung jeder Form der Diskriminierung der Frauen“ (CEDAW) weitere Schattenberichte aus intersexueller und transsexueller Perspektive zugefügt. 1 Diese zeigen, dass die Behandlungspraxis intersexueller Kinder nicht ein Problem der Vergangenheit darstellt, auch wenn sich einiges in der Zwischenzeit verbessert hat. Zudem verdeutlichen diese Berichte wie auch andere Studien zu Gewalt, Gesundheit, Recht verschiedener „Trans-Organisationen“, dass es nicht nur „Sondergesetze“ sind, die die gesellschaftlichen Bedingungen diskriminierend formen. Weitaus wichtiger ist die Erkenntnis, wie sehr die (geschlechtlichen) Normen sich durch alle gesellschaftlichen Bereiche ziehen (Gesundheit, Bildung, Öffentlichkeit, Arbeit usw.) und damit den Zugang zu gesellschaftlichen Institutionen, die Verteilung von Ressourcen und letztlich den gesellschaftlichen Diskurs des Sprechbaren regulieren. Hier gilt es konkret politisch und gleichzeitig diskurskritisch anzusetzen.
Anmerkungen
1 Schattenbericht zum 6. Staatenbericht der BRD zum Übereinkommen der Vereinten Nationen zur Beseitigung jeder Form der Diskriminierung der Frau (CEDAW), erstellt vom Intersexuelle Menschen e. V. / XY-Frauen (www.lsvd.de/fileadmin/pics/Dokumente/Lebensformen/Parallelbericht_CEDAW_2008_-_Verein_intersexueller_Mensche_.pdf)



linke krise in skandinavien

Über das Dilemma parlamentarischer Stärke

Henning Süssner

Im Jahr 2005 wurde eine rot-rot-grüne Regierungskoalition in Oslo gebildet. Eine Sensation, zum einen weil Norwegens Arbeiterpartei (DNA) schon vor der Stortingswahl dazu gezwungen wurde, eine Koalition zu bilden, zum anderen weil die Sozialistische Linkspartei (SV) zum ersten Mal in eine Koalition einbezogen wurde. Mit dem Seitenblick auf Oslo bereitet sich nun auch die schwedische Linkspartei (V) auf eine Koalition mit der Sozialdemokratie (SAP) und den Grünen vor. Auch in Dänemark wird gegenwärtig über eine engere Zusammenarbeit zwischen Sozialistischer Volkspartei (SF) und Sozialdemokratie verhandelt.
 
Als die Sozialdemokratie noch Fixpunkt war…
 
Dass die skandinavischen sozialdemokratischen Parteien überhaupt dazu gezwungen sind, Koalitionsaussagen zu machen, ist ein deutliches Zeichen für ihre Krise. Eine Krise, die Hand in Hand geht mit einer Verwerfung des klassischen skandinavischen Parteiensystems. Es gibt zwar Unterschiede in der jeweiligen Parteienlandschaft. Es war jedoch in Norwegen, Dänemark und Schweden jahrzehntelang die Sozialdemokratie, die den Fixpunkt der politischen Landschaft ausmachte. In allen drei Ländern wurde der nationale Wohlfahrtsstaat von einer starken Sozialdemokratie geformt. Die Parteienpolitik teilte sich in zwei Blöcke auf: Hinter den Sozialdemokrat/-innen standen Linkssozialist/-innen bzw. (Ex-)Kommunist/-innen. Gegen die Sozialdemokratie agierte eine zerbrechliche Allianz bürgerlicher Parteien. Die Stärke der Sozialdemokratie fußte dabei auf der Möglichkeit, die bürgerlichen Mitteparteien durch Kompromisse einbinden zu können.
 
Der Profiteur dieses Blocksystems war lange die Sozialdemokratie, die einzige Kraft, die über die jeweiligen Blockgrenzen hinaus Alliierte finden konnte. Gleichzeitig wurde die Linke mit dem Hinweis auf eine drohende Machtübernahme der Rechten oft zur Tolerierung von sozialdemokratischen Minderheitenregierungen gezwungen. Die Hegemonie der Sozialdemokratie wurde jedoch in den 1980er und 1990er Jahren gebrochen und führte teils zur Stärkung des bürgerlichen Lagers, teils zur Stärkung der linken Parteien. Das Problem der jeweiligen Linken war es dabei jedoch, der Logik des althergebrachten Blocksystems nicht entrinnen zu können. Sowohl die dänische SF als auch norwegische SV und schwedische Linkspartei konnten zwar bisweilen ihre Wahlergebnisse erheblich auf Kosten der jeweiligen Sozialdemokratie verbessern, Einfluss auf die Politik konnten sie jedoch nur selten erlangen. Der einzige Partner war nämlich ausgerechnet die Sozialdemokratie. 
 
… gab es noch keine wohlfahrtsstaatliche Rechte
 
Dieses System wurde in Dänemark und Norwegen erst von den erdrutschartigen Erfolgen der wohlfahrtsnationalistischen Rechten ausgehöhlt. Der Dänischen Volkspartei (DF) und der norwegischen Fortschrittspartei (Frp) gelang es schließlich das traditionelle Parteiensystem zu sprengen und den rasanten Niedergang der jeweiligen Sozialdemokratie einzuleiten. Dadurch erklärt sich die Entstehung der norwegischen Regierungskoalition des Jahres 2005.
 
Die feste Allianz zwischen Sozialdemokratischer Partei, Sozialistischer Linkspartei und (grüner) Zentrumspartei stellt in diesem Zusammenhang den Versuch dar, den Einfluss der norwegischen Fortschrittspartei durch einen erweiterten „sozialistischen“ Block einzudämmen. Ähnlich gelang es der schwedischen Sozialdemokratie im Jahr 2008, die Grünen in eine feste Allianz einzubinden und damit die drohende Zusammenarbeit von Grünen und dem zurzeit mit knapper Mehrheit regierenden bürgerlichen Block zu verhindern. Ob es in Dänemark gelingen wird, eine überlebensfähige Zusammenarbeit links der Mitte zu etablieren, scheint noch offen, da es dazu eigentlich eines dritten Partners bedarf.
 
Ob die neue Form der festen Zusammenarbeit zwischen sozialdemokratischen und roten und grünen Parteien jedoch auch eine Verschiebung des Kräfteverhältnisses innerhalb dieser Allianzen beinhaltet, bleibt abzuwarten. Auch wenn die Zusammenarbeit unzweifelhaft durch die Krise der skandinavischen Sozialdemokratie überhaupt erst ermöglicht wurde, deutet die Entwicklung in Norwegen und Schweden darauf hin, dass es nicht die Linke ist, die von dieser Zusammenarbeit profitiert. 
 
Das Dilemma der Linken im Erfolg
 
Wie oben angedeutet, konnte die Linke in allen drei Ländern von der Krise der skandinavischen Sozialdemokratie profitieren. Die Linke konnte lange auf Kosten einer kraftlosen und rechtslastigen Sozialdemokratie wachsen. Die Probleme der Linken beginnen jedoch, wenn die Zusammenarbeit mit der Sozialdemokratie dazu führt, dass gerade jene Profilfragen aus Gründen der Koalitionsraison von der politischen Tagesordnung verschwinden bzw. von den Sozialdemokraten zurück erobert werden.
 
Die norwegische Sozialistische Linkspartei (SV) ist so die große Verliererin der Regierungszusammenarbeit: Sie verlor 2,7 Prozent bei der letzten Wahl und erhielt 6,1 Prozent der Stimmen. Gleichzeitig gab es eine erhebliche Wählerwanderung von SV zur Arbeiterpartei DNA. Ähnliches scheint sich in Schweden abzuzeichnen. Hier erzielte die Linkspartei ein Resultat von 5,9 Prozent, im Vergleich zur letzten Wahl 2006 ein Verlust von 2,5 Prozent. Im Wahlkampf hatte die Partei stets versichert, dass man die „erfolgreiche“ Zusammenarbeit mit den regierenden Sozialdemokraten fortsetzen wolle. Seitdem krebst die Partei in den einschlägigen Umfragen um 5%.
 
Das Problem der norwegischen als auch der schwedischen Linkspartei ist es, sich nicht mehr eindeutig profilieren zu können. Da beide Parteien sich vor allem als Verteidiger des bestehenden Sozialstaates und Gegner von Privatisierungen profiliert haben, werden sie im Prinzip zu Verwaltern von klassischen sozialdemokratischen Positionen. Dies funktioniert jedoch nur solange, wie die eigentliche Copyrightinhaberin, die Sozialdemokratie, sich von diesen Positionen entfernt. Andere Profile sind entweder zu unbedeutend (Widerstand gegen ausländische Militäreinsätze, Kubasolidarität), werden nur halbherzig verfolgt (Arbeitszeitverkürzung) oder sind bereits in zunehmendem Maße von anderen besetzt (Umweltfragen, EU-Widerstand).
 
Das Dilemma, das sich stellt ist nur sehr, sehr schwer zu lösen: eine Regierungsteilnahme, das Ziel traditioneller parlamentarischer Politik – scheint zu einer fortschreitenden Schwächung linker parlamentarischer Kräfte zu führen. Und schwache Koalitionspartner/-innen haben nur wenig Einfluss.



aufbruch zu neuen ufern

Die italienische Linkspartei Sinistra e Liberta

Christina Ujma

In Italien ist die politische Landschaft in Bewegung geraten, Berlusconis Hegemonie angeschlagen, die Linke im Aufwind. Es vergeht kaum ein Wochenende, an dem nicht Hunderttausende auf die Straße gehen, um gegen Berlusconi oder für den Erhalt von ArbeitnehmerInnenrechten, die Pressefreiheit, gegen Migranten- oder Homosexuellenfeindlichkeit zu demonstrieren. Am 25. Oktober 2009 standen sogar drei Millionen ItalienerInnen Schlange, um den neuen Vorsitzenden der Demokratischen Partei (PD) zu wählen. Der heißt Pierluigi Bersani und hat nicht nur in der Urwahl seiner Partei, sondern auch in der großangelegten Abstimmung unter den UnterstützerInnen eine klare Mehrheit bekommen. Bersani steht für eine selbstbewusste Rückkehr zu einem sozialdemokratischen Politikkonzept, das die Themen Arbeit und Prekarisierung ins Zentrum der Parteipolitik setzen will. Eine der ersten Aktionen Bersanis war ein Treffen mit Nichi Vendola, dem inoffiziellen Vorsitzenden der Linkspartei Sinistra e Liberta (SEL).
 
Libertär und arbeiterbewegt
Was hat den Vorsitzenden der großen progressiven Volkspartei Italiens so sehr an den Prekären der italienischen Politik – einer kleinen Linkspartei – interessiert, die sich noch in der Gründungsphase befindet? Einerseits natürlich deren Verbindung zu den mobilisierungsstarken Bewegungen Italiens, andererseits aber auch die Tatsache, dass Sinistra e Liberta den bislang trotz vieler Rückschläge erfolgreichsten Versuch einer explizit modernen linken Partei repräsentiert, die sich anders als in Europa üblich, nicht auf die Fortschreibung linker Politikmodelle, die in der Zeit des Fordismus entwickelt wurden, beschränkt. Sinistra e Liberta stellt den ernstgemeinten Versuch dar, Arbeit und Ökologie zusammenzudenken und die Linke wieder als Befreiungs- und Emanzipationsbewegung zu etablieren. Das geht bereits aus dem Namen hervor; Freiheit ist bisher ein eher unterrepräsentiertes Konzept im linken Denken gewesen.
Nach dem Scheitern des linken Wahlbündnisses Arcobaleno an der 4-Prozent-Hürde bei den Parlamentswahlen im April 2008 gab es zahlreiche Initiativen und Aufrufe führender linker Persönlichkeiten und Intellektueller, endlich eine vereinigte Linkspartei zu gründen. Die Allianz oder Fusion aus Rifondzione Communista, den Communisti Italiani, den Grünen und der linkssozialistischen Sinistra Democratica kam aber wegen des Widerstands Rifondaziones nicht zustande. Nachdem sich die bündnisorientierten Flügel der Communisti Italiani und Rifondaziones abgespaltet hatten, gab es bei der Europawahl im April 2009 ein hastig zusammengezimmertes Wahlbündnis mit den Grünen, den Sozialisten und der Sinistra Democratica, das auf Anhieb 3,1% erreichen konnte.
Nach diesem relativen Erfolg wurden die Weichen für eine Linksparteigründung gestellt; die Regionalwahlen im Frühjahr 2010 machen einen beschleunigten Prozess notwendig. Als im Oktober die basisdemokratisch organisierten Grünen auf einmal Angst vor der eigenen Courage bekamen und mehrheitlich beschlossen, nicht bei Sinistra e Liberta mitzumachen, entschied man einfach, dem unterlegenen bündnisorientierten Flügel der Grünen den Beitritt dadurch zu erleichtern, dass man die Partei in Sinistra, Ecologia e Liberta umbenannte. Als dann Anfang November auch noch die kleine sozialistische Partei PSI absprang, schien es kurzzeitig so, als ob das Projekt ernsthaft gefährdet sei. Aber dann hatte die PSI, abgesehen von ihrem Apparat und dem Parteivermögen, personell und programmatisch wenig beizutragen. Das Projekt Sinistra, Ecologia e Liberta hat jedenfalls eine Eigendynamik gewonnen, die sich auch durch Rückschläge kaum beirren lässt.
 
Die Prekären der Politik
Abgesehen von Spendenappellen an die Basis geht man selbstironisch mit den Querelen und Widrigkeiten um: Wir sind die Prekären der italienischen Politik lautet eine Selbstbeschreibung von SEL. Der Slogan des Gründungsparteitags „Reise in die Zukunft“ wurde mit einem Fiat 500, einer Art italienischem Trabbi, illustriert. Nur unzureichend abgefedert und holprig, wie eine Fahrt in diesem Gefährt, hat sich der Gründungsprozess der neuen Partei bisher gestaltet, was den Blick auf die inhaltlichen Konturen SEL manchmal verstellt.
Symbolisch für deren außergewöhnliche Dimensionen steht Nichi Vendola, der designierte Vorsitzende der Partei. Er kommt sowohl aus der legendären eurokommunistischen Partei Italiens wie aus der Alternativ- und Lebensreformbewegung. Als bekennender Schwuler hat er es eine Amtszeit lang geschafft, Präsident der stockkatholischen Region Apulien zu sein, was dem Amt eines Ministerpräsidenten entspricht. Er ist theoretisch und politisch gleichermaßen versiert. „Denken heißt überschreiten.“ – dieses Bloch-Zitat ist sein Motto. Sein Ziel ist eine linke Politik, die durch kulturelle Neugier und die aktive Orientierung am täglichen Leben gekennzeichnet ist, dabei gleichermaßen experimentell und populär agiert. Kaum ein europäischer Linkspolitiker kann so eloquent die kapitalistische Verdinglichung, Entfremdung und totalitäre Herrschaft des Marktes kritisieren. Stattdessen propagiert er Solidarität mit den Unterdrückten und Ausgegrenzten und die Orientierung auf umfassende menschliche Emanzipation.
Die Befreiung der Arbeit soll im Zentrum eines neuen Gesellschafts- und Wirtschaftsmodells stehen, daneben sollen aber Ökologie und Gleichberechtigung von Frauen und ethnischen Minoritäten nicht vernachlässigt werden. Inwieweit es Vendola und SEL schaffen werden, die Gegensätze bisheriger linker Politik erfolgreich in einem Parteiprojekt zu vereinen, kann nur die Zukunft zeigen.




wie doll bist du fürs gute?

Der prager-frühling-Test



1. Du sitzt in einem Restaurant und zahlst. Gibst Du Trinkgeld?
a) Nein, die Kellner/-innen werden sowieso ausgebeutet und sie sollen sich gewerkschaftlich organisieren. Ich gebe keine Almosen.
b) Ja, immer. Schließlich sind die Kellner/-innen finanziell darauf angewiesen und ich kann durch mein spendables Wesen dazu beitragen.
c) Es kommt darauf an im welchen Etablissement: In Alternativ-Kneipen gerne, weil man da ja sinnvolle Projekte unterstützt, in Yuppie-Kneipen eher weniger.
 
2. Trennst Du Deinen Müll?
a) Nein. Das ist mir viel zu kompliziert. Was ich in meiner Küche mache, ändert sowieso nichts, wenn die Großunternehmen unökologisch wirtschaften.
b) Ja, da bin ich militant. Ich kontrolliere auch öfters die Mülleimer und sortiere Packungen und Essensreste gegebenenfalls um, wenn meine Mitbewohner/-innen sich nicht an die Regeln halten.
c) Wir haben einen Komposthaufen vor der Tür und bringen ihn regelmäßig in anliegende Wälder, weil wir den offiziellen Müllunternehmen nicht trauen. Am Ende wird da nämlich sowieso alles auf einen Haufen geworfen.
 
3. Mal historisch betrachtet: War die Linke denn nicht schon immer für das Gute?
a) Solche halbmoralischen Kategorien sind nicht die Grundlage des wissenschaftlichen Sozialismus.
b) Na klar! Wir waren schon immer fürs Gute, für die Demokratie, für Freiheit … . Alles andere ist Gegenpropaganda der bürgerlichen Medien. Halt stand, rotes Madrid!
c) Die parteipolitische Linke ist natürlich widersprüchlich, immer fürs Gute waren die losen Projekte basisdemokratischer Selbstorganisierung jenseits der Institutionen.
 
4. Wie hältst du es mit dem Green New Deal?
a) Frei nach Helmut Kohl: Es kommt darauf an, was hinten dabei herauskommt.
b) Ein Ablenkungsmanöver, um von den Widersprüchen des globalen Kapitalismus abzulenken. Ich bin immer fürs Gute!
c) Ist mir egal. Solange wir den Kompost weiter am Wochenende gemeinsam mit der Schubkarre in den Wald fahren können, interessiert mich die Staatspolitik nicht.
 
5. Wer sind deine Vorbilder?
a) Karl Marx, Britney Spears, Franz Müntefering
b) Leo Trotzki, Mutter Theresa, Anne Will
c) Michail Bakunin, Nina Hagen, Uschi Obermaier
 
Auswertung.
 
a) Gar nicht fürs Gute!
Herzlichen Glückwunsch! Du bist gar nicht für das Gute zu haben. Gut/Böse – das ist dir alles zu moralisch, zu oberflächlich, zu gutmenschelnd, zu religiös. Dir geht es darum, was am Ende rauskommt und wie die Widersprüche der Gesellschaft so sind. Aber Vorsicht: Deine Haltung kann leicht in Zynismus umschlagen. Für den Sozialismus muss schon was getan werden. prager frühling warnt vor Hochmut und empfiehlt zumindest nicht-militante Formen der Mülltrennung.
 
b) Voll fürs Gute!

Dein Weltbild ist ein Bilderbuch, in dem das Gute stetig mit dem Bösen ringt. Hier wir, dort die anderen. Das Böse kommt dann durch fiese Infiltrationen und Propaganda ins Lager des Guten. Durch widerspenstige Mitbewohner/-innen oder durch die bürgerliche Presse. Positiv ist Dir im wahrsten Sinne des Wortes zu Gute zu halten, dass du was tust: Action speaks louder than words. prager frühling empfiehlt einen Grundkurs „Historischer Materialismus“, I-III.
 
c) Hauptsache mir geht’s gut

Dein Faible für Selbstorganisation jenseits des schmutzigen Polit-Geschäfts hat eine Schattenseite: Eigentlich willst du dich nur auf deiner kleinen Insel wohl fühlen. Und da ist es kein Wunder, dass die kleine Insel für dich zur Insel des Guten wird. Ekliger Kompost, die Wälder, die Alternativ-Projekte – Hauptsache dich lässt man in Ruhe. Aber ist die Insel des Guten wirklich so gut? Den Kompost in den Wald mit der Schubkarre fahren, während die örtliche CDU-Regierung die Interessen der Energie-Lobby durchsetzt. prager frühling meint: Unterlassene Handlungen sind auch Handlungen. Und Politik ist nicht zwangsläufig schmutziger als Komposthaufen.
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